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unter Druck. Der Spiegel berich-
tete über einDokument, wonach
Beck 1988 in einem Beitrag für
ein Buch tatsächlich die „Entkri-
minalisierung der Pädosexuali-
tät“befürwortethabe (sieheauch
taz vom21. 9.).Beckhatte bislang
erklärt, seinTextseivomHeraus-
geber nachträglich sinnentstel-
lend verändert worden. Das nun
aufgetauchte Dokument zeigt,
dass die Veränderungen gering
und nicht sinnentstellend wa-
ren. Doch Beck sieht sich nur be-
stätigt.

Gegenüber der taz sprach er
am 31. August von einer „ver-
fälschten Version“, in der er bloß
für eine leichte Aufweichung des

Paragrafen 176 (Sexueller Miss-
brauch von Kindern) StGB plä-
diert habe. Er habe das Schutzal-
ter von 14 Jahren infrage gestellt,
das „war unsäglich und ein gro-
ßerFehler“ erklärteBeckdamals.

Der Göttinger Parteienfor-
scher Franz Walter, der für die
Partei die Vorgänge aufklären
soll, sagte dem Focus: „Es gibt
viele, die damals bei den Debat-
ten dabei waren. Es ist ihre histo-
rische Pflicht zu klären: Wie
konnten diese Forderungen Ein-
gang in unsere Programme fin-
den?“ Er fügte hinzu: „Das alles
zunächst ohne Kameras und Mi-
kros. Aber dann Klartext reden
und keine Nebelkerzenmehr.“

Walter hatte bereits zuvor die
Rat- und Sprachlosigkeit der
Grünen kritisiert. Zur Kritik an
seiner Veröffentlichungspraxis
sagte der Leiter des Instituts für
Demokratieforschung nun: „Ein-
schüchtern lassenwirunsnicht.“

Angesprochen darauf, dass
die Veröffentlichung kurz vor
der Bundestags- und Hessen-
wahl die Chancen der Grünen
möglicherweise schmälere, sag-
te Walter: „Jeder Zeitpunkt ist
falsch. ZweiWochen früher hätte
es vielleicht die Bayern-Wahl be-
einflusst. Zwei Wochen später
hätte es ebenfalls Theater gege-
ben. Man hätte uns Vertuschung
vorgeworfen.“ UWI

Ex-Grüner: Widerstand war möglich
AUFARBEITUNG

Grünen-Gründer
Hasenclever meint,
Pädophile hätten
durchauserfolgreich
abgewehrt werden
können. Der
Parteienforscher
Franz Walter fordert
ein Zeitzeugen-
Treffen

BERLIN dpa/taz | Die Grünen
bleiben wegen ihres Umgangs
mit Pädophilie in der Kritik. Ei-
ner ihrer Mitbegründer, Wolf-
DieterHasenclever,wirftderPar-
tei vor, sie hätte vor rund 30 Jah-
ren durchaus dieMöglichkeit ge-
habt, die Propagandisten der
Straffreiheit von gewaltfreiem
Sex mit Kindern aus ihren Rei-
hen zu drängen.

Hasenclever, der 2001 zur FDP
wechselte, sagte der Frankfurter
Allgemeinen Sonntagszeitung:
„Versuche der Pädophilen, ihre
Forderungendurchzusetzen, gab
es überall bei den Grünen.“ Ob
dies dann ins Wahlprogramm
kam,„hattedamitzutun,obman
die Leute gewähren ließ oder ih-
nen entschieden entgegentrat“.
Es sei „definitiv falsch“, dass sie
so wie in Göttingen oder anders-
wo „überall in den Wahlpro-
grammen der Grünen hätten
landen können“. Hasenclever be-
ruft sich dabei auf seine Erfah-
rungen in Tübingen. Dort habe
man die Pädophilen „erfolgreich
abgewehrt“.

InGöttingenhattederheutige
Bundestagswahlspitzenkandi-
dat Jürgen Trittin 1981 ein Wahl-
programmmitverantwortet, das
dafür warb, gewaltfreie sexuelle
Handlungen zwischen Kindern
und Erwachsenen nicht zu be-
strafen. Dieses Papier hatte das
TeamvonFranzWalter gefunden
und diese Recherche in der taz
veröffentlicht (taz vom 16. 9.).

Der Grünen-Bundestagsabge-
ordnete Wolfgang Wieland sagte
der FAS: „Es gab bei den Grünen
eine fehlende Bereitschaft, Leute
rauszuschmeißen.“ Wieland,
Mitbegründer der Alternativen
Liste in Westberlin, erläuterte:
„Die Päderasten haben sich an
die Schwulenbewegung range-
hängt und damit ihre Forderun-
genauchbeiunsuntergebracht.“
Daran hätten sich auch die über
die Grünen berichtenden Jour-
nalisten damals nicht gestört.

Der gelernte Rechtsanwalt
Wieland berichtete, er habe vor
der Berliner Wahl zum Abgeord-
netenhaus 1985 zwischen den
grünen Feministinnen und den
Päderasten vermitteln sollen.
Die grünen Frauen seien gegen
eine Aufweichung des Sexual-
strafrechts gewesen;diePäderas-
ten seien bei der Abstimmung
über das Wahlprogramm unter-
legen. Ihre Forderungenaber sei-
en im Programmanhang doku-
mentiert worden.

Auch der Fraktionsgeschäfts-
führer der Grünen im Bundes-
tag,VolkerBeck, steht seit Freitag

überraschte, war die Reaktion
von Faymann. Den brachte das
Plakat in Rage. Strache wisse ge-
nau, dassdasnicht vonderPartei
inAuftraggegebenwordensei.Er
solle seinen Vorwurf zurückneh-
men. Tatsächlich wurden die
vom Gastwirt gesponserten Pos-
ter auf Anweisung der Partei ab-
gerissen oder überklebt.

Die SPÖ, die seit Jahren in ih-
ren Wiener Hochburgen Stim-
men an die fremdenfeindliche
FPÖ verliert, will sich gegenüber
der proletarischen Stammklien-
telkeineBlößegeben.AufWerbe-
broschüren des SPÖ-Kandidaten
Resul Ekrem Gönültas, die tat-
sächlich in Türkisch abgefasst
sind, ging Faymann imDuell gar
nicht ein. Türkischstämmige Ös-
terreicher sind besonders in der
Hauptstadt Wien eine wichtige
Wählergruppe. Keine Partei, au-
ßer der FPÖ, kommt ohneKandi-

daten aus der Gastarbeiter-Com-
munity aus – nicht alle aber auf
aussichtsreichen Positionen.

Die Grünen haben mit Men-
schenrechts- und Migranten-
sprecherinAlevKorunschonseit
fünf Jahren eine inder Türkei ge-
borene Nationalratsabgeordne-
te. Auch im Bundesrat sitzt mit
Efgani Dönmez ein „Türke“ für
die Grünen Oberösterreichs.
Selbst die christdemokratische
ÖVP setzt auf einen türkisch-
stämmigen Muslim. Mit Hasan
Vural hat sie aber kein glückli-
ches Händchen bewiesen. Der
derAKPvonPremierErdoganna-
hestehende Unternehmer wur-
de jüngst bei einemWahlkampf-
auftritt in Wien von einem ehe-
maligen Minister der rechten
Mutterlandspartei unterstützt.
Auf Türkisch, versteht sich.

Die ÖVP brachte er letzte Wo-
che in Verlegenheit, als er Ange-

Buhlen um die Gunst türkischstämmiger Wähler
ÖSTERREICH Mit
erfolgreichen
Migranten auf ihren
Listen gehen die
ParteienvordenWahlen
bei ihren Neubürgern
auf Stimmenfang.
An der türkischen
Community kommt
keiner vorbei

WIEN taz | Der Wiener Gastwirt
Hamza Ates hätte nicht gedacht,
dass seine Liebesgabe sovielWir-
bel auslösen würde. „Basbakani-
miz Werner Faymann Seninleyi-
zi“, stehtaufdemrotenPlakatmit
dem Konterfei des wahlwerben-
den BundeskanzlersWerner Fay-
mann,dasderGastronomfürdie
türkischsprachige Community
in Wien auf eigene Kosten hatte
drucken lassen.

Allein, der Kanzler wusste es
seinem Fan nicht zu danken. Bei
einemTV-Duellamvergangenen
Dienstag hatte FPÖ-Chef Heinz
Christian Strache ein Täfelchen
mit dem türkischen Plakat ge-
zückt. Anbiederung an die Mig-
ranten sei das, so der Vorwurf.

Von Strache, der außer dem
Ausländerthemawenigzubieten
hat, war nichts anderes zu erwar-
ten als gespielte Empörung über
ein fremdsprachiges Plakat. Was

Huber übt
Kritik am
EKD-Papier

BERLIN taz | Der frühere EKD-
Ratsvorsitzende Wolfgang Hu-
ber äußert scharfe Kritik am Fa-
milienpapier der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD). Im
JuniveröffentlichtedieEKDeine
Orientierungshilfe mit dem Ti-
tel „Zwischen Autonomie und
Angewiesenheit – Familie als
verlässliche Gemeinschaft stär-
ken“. Die in diesem Papier be-
schriebene Gleichwertigkeit al-
ler Familienformen, egal ob Ehe,
Homoehe oder Patchworkfami-
lie, wird seither stark diskutiert.

Der frühere Bischof der Evan-
gelischen Kirche Berlin-Bran-
denburg, Huber, zeigt sich be-
sorgt um das evangelische Leit-
bild der Ehe. Die auf der Ehe be-
ruhende Familie genieße nicht
nur rechtlichen, sondern auch
ethischenVorrang.Hubererklär-
te amSamstag imRundfunkBer-
lin-Brandenburg, dasneue Fami-
lienpapier habe „keinen Allein-
vertretungsanspruch innerhalb
des evangelischen Eheverständ-
nisses“.

Auch das volle Adoptions-
recht für homosexuelle Paare
sieht Huber kritisch. In seinen
Augen solle ein Adoptionsrecht
für Paare, „die in einer Lebens-
form sind, in der sie gar nicht
Kinder haben können“, nicht
überstürzt werden. Stattdessen
solle dermomentanen Regelung
Zeit gegeben werden, um sich
erst einmal zu „entfalten“, so Hu-
ber.DieserRegelungzufolgedür-
fen Homosexuelle nur leibliche
Kinder ihres Partners oder ihrer
Partnerin adoptieren.

DasPapierseikeineswegseine
Absage an das Leitbild der Ehe,
hatte Insa Schöningh, Bundesge-
schäftsführerin der Evangeli-
schen Aktionsgemeinschaft für
Familienfragen und Mitverant-
wortliche des Papiers, in einem
taz-Interview vom Juli erklärt.
Man könne aber das normative
Bild der Ehe nicht über denMen-
schen stellen, sagte Schöningh.
In dem Papier erkennt die evan-
gelische Kirche zum ersten Mal
öffentlich an, dass auchnicht auf
der Ehe basierende Familienfor-
men verantwortungsvoll und
dem Kindeswohl zuträglich sein
können.

Das EKD-Familienpapier ver-
sucht, die Anerkennung gleich-
geschlechtlicher Paare anhand
von verschiedenen Bibelstellen
zu belegen. So fänden sich in der
BibelauchTextstellenüber „zärt-
liche Beziehungen zwischen
Männern“. Auch diesen Bibelbe-
zug in der Orientierungshilfe
kritisiert Huber, in dessen Auf-
trag das Papier einst erstellt
wurde.

Ihm zufolge hätte sich die
Kommission, die das Papier erar-
beitet hat, auf ihren ursprüngli-
chen Auftrag beschränken sol-
len. Dieser sei gewesen, Initiati-
ven zuunterstützen, die „dasZiel
haben, Ehe und Familie sozial
und kulturell zu stärken“, sagte
Huber.

Viele der in der Orientie-
rungshilfe genannten Forderun-
gen seien außerhalb der Kirche
längst familienpolitischer Main-
stream, hatte Schöningh im taz-
Interview gesagt. Die evangeli-
sche Kirche in Hessen und Nas-
sau traut schon seit Längerem
auch homosexuelle Paare. 12 bis
20 gleichgeschlechtliche Paare
schließen dort jedes Jahr den
Bund der Ehe. Diesen August
wurde das erste Paar sogar mit
kirchlicher Beurkundung ge-
traut. DINAH RIESE

FAMILIE Altbischof sagt,
Text hat Auftrag verfehlt

stellten des Wiener Jugendamts
vorwarf, „rassistisch“ vorzuge-
hen. Türkische Kinder würden
gezielt aus ihren Familien geris-
sen und christlichen Zieheltern
überantwortet. Er wurde von sei-
ner Partei zueiner „Klarstellung“
gezwungen: „Ein Kind ist genau-
so gut bei einer christlichen Fa-
milie wie bei jeder Familie eines
anderen Glaubens aufgehoben,
ich mache hier überhaupt kei-
nen Unterschied“.

Nicht auf Parteilinie war auch
der Grüne Efgani Dönmez, der
nach Demonstrationen regime-
treuer Türken in Wien gegen die
Gezipark-Bewegung laut über
eine Abschiebung dieser Leute
in ihr Heimatland nachgedacht
hatte. Die Stimmen der Neo-
österreicher gehenmehrheitlich
an SPÖ und Grüne. Nur bei den
serbischen Nationalisten hat die
FPÖ die Nase vorn. RALF LEONHARD

Wolfgang Wieland auf einer Vollversammlung der AL Berlin in den Achtzigern Foto: Andreas Schoelzel/Zenith


